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Betrifft 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, das Land-
arbeitsgesetz 1984, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-Anpas-
sungsgesetz, das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und das Ausländerbeschäftigungs-
gesetz geändert werden 

Die NÖ Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 27. März 2012 beschlossen, zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, das 

Landarbeitsgesetz 1984, das Arbeitsverfassungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-

Anpassungsgesetz, das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und das Ausländerbeschäfti-

gungsgesetz geändert werden, wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

Zu Art. 1 Z. 20 (§ 20 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes): 

 

Im Entwurf ist vorgesehen, dass u.a. die „Abgabenbehörden“ für die Überwachung der 

Einhaltung der Vorschriften des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes zuständig sein sollen. 
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Unklar ist, warum allgemein auf „Abgabenbehörden“ abgestellt wird. Die Erläuterungen 

enthalten nur den Hinweis, dass es sich um terminologische Anpassungen und 

Ergänzungen handelt. 

 

Eine Klarstellung sollte erfolgen. 

 

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des National-

rates elektronisch übermittelt. 

 

Ergeht an: 
1. An das  Präsidium des Nationalrates,  
                                     ------------------------------------------------ 
2. An das  Präsidium des Bundesrates 
3. An alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder des Bundesrates 
4. An alle Ämter der Landesregierungen (zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 
5. An die Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
6. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Ballhausplatz 2, 1014 Wien 
7. Landtagsdirektion 
 

 

NÖ Landesregierung 

Dr. P R Ö L L  

Landeshauptmann 

 

 

 Dieses Schriftstück wurde amtssigniert.
Hinweise finden Sie unter:
www.noe.gv.at/amtssignatur 
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